
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Gewerkschafts-
jugend am 1. Mai 
Vielfältige Aktionen und Aktivitäten 
gegen Rechts

Auch in 
diesem 
J a h r 
e n g a -
gierten 
sich die 
zahlrei-

chen Jugendverbände der Gewerkschaften 
am Tag der Arbeit mit vielfältigen Aktionen in 
der ganzen Bundesrepublik. Dabei ist es den 
jungen Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schaftern stets besonders wichtig, neben den 
gewerkschaftlichen Themen wie gute Aus-
bildung und faire Arbeitsbedingungen, auch 
den Kampf gegen jede Form von Rassismus, 
etwa in Form der rechtspopulistischen The-
sen à la Pegida, voranzutreiben und hier ein 
deutliches Statement zu setzen. Ob mit Pla-
katen, Bannern oder kreativen Video-Drehs, 
die Gewerkschaftsjugend ist eine treibende 
Kraft im Bereich der gewerkschaftlichen Anti-
Rassismus-Arbeit. Der DGB-Bundesjugendse-
kretär, Florian Haggenmiller, sieht hierin ei-
nen elementaren Beitrag der Jugend: „Das ist 
unser Tag der Arbeit. Die DGB-Jugend setzt 
sich für Offenheit und kulturelle Vielfalt am 
Arbeitsplatz und in der Gesellschaft ein.“ Der 
Kumpelverein steht an ihrer Seite. 

Der 1. Mai steht im Zeichen des gewerkschaft-
lichen Protestes für bessere Arbeitsbedingun-
gen und gegen soziale Ungerechtigkeit. Dies 
hat gewerkschaftliche Tradition und wurde 
auch dieses Jahr praktiziert. Doch ebenso be-
teiligten sich Gewerkschaftsmitglieder an den 
Gegenaktivitäten zu Aufmärschen rechter Par-
teien und Organisationen. In Weimar stürmten 
dieses Jahr Neonazis die Bühne, entrissen dem 
Bundestagsabgeordneten Carsten Schneider 
das Mikrofon, um rechte Parolen zu skandie-
ren, und verletzten drei Menschen. Einstimmig 
erklärten die Parteien Die Linke, CDU, SPD und 
Bündnis90 / Die Grünen sowie der DGB: „Ge-
walt und Hetze jeder Art haben in Thüringen 
keinen Platz, nicht am 1. Mai und an keinem 
anderen Tag.“ Sandro Witt, Vorsitzender des 
DGB in Thüringen, fordert darüber hinaus vom 
thüringischen Innenministerium „Aufklärung, 
wie es zu dem Übergriff kommen konnte, ob-
wohl das Innenministerium eine polizeiliche 
Absicherungen aller DGB-Veranstaltungen an-
gekündigt hatte.“ Dass Neonazis versuchen, 
eine Veranstaltung von Gewerkschaften zum  
1. Mai zu verhindern, ist kein gegenwärtiges  
Phänomen, wie ein Blick in die Geschichte zeigt.
Als 1933 die Nationalsozialisten den 1. Mai 
erstmalig zum Feiertag erklärten, war dies of-
fensichtlich eine vorgreifende Maßnahme, um 
möglichen Widerstand bei der Zerschlagung 

des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts-
bundes (ADGB) einen Tag später zu unterbin-
den. Der 1. Mai, der vormals immer als interna-
tionaler Kampftag begangen wurde, mutierte 
unter den Nationalsozialisten zum „Tag der 
nationalen Arbeit“, der ausschließlich im Sin-
ne der deutschen Volksgemeinschaft betrach-
tet wurde. Die Umbenennung ein Jahr später 
in „Nationaler Feiertag des deutschen Volkes“ 
hatte nichts mit der gewerkschaftlichen und 
internationalistischen Ausrichtung zu tun, wie 
der 1. Mai bis 1933 gefeiert wurde.
Auch nach dem Zweiten Weltkrieg versuchten 
rechte Parteien wie die NPD den 1. Mai zu ok-
kupieren. Schon in den 1960er Jahren, als die 
Partei knapp am Bundestagseinzug scheiterte, 
marschierten Parteimitglieder auf, um den Tag 
ausschließlich als „nationalen Tag“ zu prokla-
mieren. Ende der 1960er Jahre war der Protest 
laut, um den Versuchen der NPD Einhalt zu ge-
bieten. Eine nationalistische Tradition konnte 
sich nicht etablieren. Mit dem Verschwinden 

der NPD als potentielle politische Kraft, ebbten 
auch Aufmärsche zum 1. Mai erheblich ab. 
Trotzdem waren gewerkschaftliche Veran-
staltungen immer wieder Ziel von Attacken 
von rechts. In Frankfurt/Main überfielen 1982  
250 rechte Hooligans von verschiedenen Verei-
nen die Mai-Veranstaltung des DGB. Unter ras-
sistischen Rufen griffen sie Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an. Anfang der 1990er Jahre 
änderte die NPD ihre Öffentlichkeitsstrategie 
und der 1. Mai wurde erneut Agitationsfeld für 
ihre rassistische Arbeits- und Sozialpolitik. Auf-
märsche waren seit der Mitte der 1990er Jahre 
wieder aktuell und hatten das Ziel, den „Tag 
der Arbeit“ als „nationalistischen Kampftag“ 
umzuinterpretieren. Parolen wie „Frei, Sozi-
al und National“ ähnelten sehr der national- 
sozialistischen Haltung aus den 1930er Jahren. 
Auch die „Autonomen Nationalisten“, die expli-
zit die Tradition der SA wieder aufleben lassen 
wollen, orientieren sich an der nationalsozia-
listischen Interpretation des 1. Mai. Besonders 
der Kernbegriff „Nationaler Sozialismus“ soll 
ein Politikverständnis vermitteln, dass die In-
teressen der Arbeiter vertritt. Symbole und 
Codes verschleiern jedoch den völkischen Cha-
rakter, der die Arbeitnehmerinnen und Arbei-
ternehmer in „Rassen“ einteilt und eine soziale 
und demokratische Ungleichheit aufgrund von 
Herkunft und Geburt fordert. Dazu kam ihr ge-
walttätiges Auftreten, das bei Veranstaltungen 
zum 1. Mai ebenso ausgelebt wurde. In Dort-
mund überfielen 2009 mehrere Hundert „Auto-
nome Nationalisten“ den Demonstrationszug 
des DGB und machten regelrecht Jagd auf die 
teilnehmenden Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschafter. Die Szenen schockten nicht nur 
die Gewerkschaften, sondern auch die Öffent-
lichkeit. Die Mai-Veranstaltungen in den kom-
menden Jahren waren deshalb auch geprägt 
vom antifaschistischen Engagement der Ge-
werkschafterinnen und Gewerkschafter, dem 
Bekenntnis zum internationalen Charakter des 
1. Mai und dem Eintreten für soziale Gerechtig-
keit, für bessere Arbeitsbedingungen und einer 
solidarischen Gesellschaft. 
Die Stürmung 
der DGB Veran-
staltung in Wei-
mar und andere 
neonazistische 
Gewalttaten am 
1. Mai erinnern 
uns immer wie-
der, dass wir  
im Kampf gegen 
Rechts nicht 
nachlassen dür-
fen.

Der 1. Mai und die nationale Vereinnah-
mung
Geschichte, Hintergrund und Gegenwart
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"Gewalt und Hetze jeder Art 
haben in Thüringen keinen 
Platz, nicht am 1. Mai und an 
keinem anderen Tag."
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Unter dem Motto des DGB „Die Arbeit der Zu-
kunft gestalten wir!“ gingen am Tag der Arbeit 
Tausende Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter in ganz Deutschland auf die Straße, 
um für gute Löhne, faire Bedingungen und 
eine solidarische Arbeitswelt zu demonst-
rieren. Neben den arbeitsmarktpolitischen 
Kernthemen stand in diesem Jahr, vielleicht 
deutlicher, vehementer noch als an vergange-
nen Mai-Kundgebungen, der Kampf gegen Ras-
sismus und Rechtsextremismus im Fokus des 
Arbeitertages. Dementsprechend war auch der 
Kumpelverein über das ganze Bundesgebiet 
verteilt aktiv. Der Vorsitzende Giovanni Pollice 
war Hauptredner auf der Mai-Kundgebung des 
DGB in Hildesheim vor rund 1.000 Bürgerinnen 
und Bürgern. Auch er fand wie gewohnt deutli-
che Worte und warnte davor, Rechtspopulisten 
oder gar der extremen Rechten hinterher zu 
laufen: „Ob Pegida, AfD oder NPD – die bieten 
für rein gar nichts eine Lösung. Sie schüren nur 

Am 1. Mai 1886 auf dem Haymarket in Chicago 
wurden Arbeiterproteste blutig niedergeschla-
gen. Drei Jahre später wurde das Datum in Ge-
denken an das Massaker zum „Kampftag der 
internationalen Ar-
beiterbewegung“ aus-
gerufen. Seitdem ist 
viel passiert: In acht 
Stationen erinnerte 
der DGB in Aachen 
an die Meilensteine 
der Arbeiterbewe-
gung. Ausgehend vom 
Haymarket-Massaker 
über die Einführung 
des Allgemeinen Frau-
enwahlrechts 1919, 
der Neugründung des (F)DGB 1945 in Aachen 
bis zum Mindestlohn 2015 ließen die Kolle-
ginnen und Kollegen in Form von szenischen 
Theaterdarbietungen die Geschichte wieder 

Die Gelbe Hand am 1. Mai 
Vorsitzender Giovanni Pollice als Hauptredner in Hildesheim

Geschichte der Gewerkschaften in acht Akten
Memo-Zug am 1. Mai in Aachen erinnert an geschichtsträchtige Ereignisse

Ängste!“ Ein jeder müsse, so Pollice, mit „Cou-
rage für diejenigen kämpfen, die vor Krieg, 
Vertreibung, Vergewaltigung und Not aus ihren 
Ländern fliehen, um 
hier Schutz zu suchen“. 
Denn Gewerkschaften 
stünden für Menschen-
rechte und Solidarität: 
„Wir wollen ein offe-
nes, von Akzeptanz 
geprägtes und vielfäl-
tiges Deutschland.“ Für 
Giovanni Pollice war es 
auch ein persönliches 
Anliegen, auf dem Marktplatz in Hildesheim 
über diese Themen zu sprechen. Vor genau 
70 Jahren wurde ein guter Bekannter der Fa-
milie aus seinem italienischen Heimatdorf als 
Zwangsarbeiter von Nationalsozialisten auf 
dem Platz erhängt. Gedenktafeln erinnern an 
das geschehene Unrecht. „So etwas darf nie 
wieder passieren!“, mahnte der Vorsitzende. 
Nicht nur in Hildesheim, sondern u.a. auch in 
Hannover, Düsseldorf und Bonn war die Gelbe 
Hand als gewerkschaftliches Symbol gegen 
Rassismus präsent. Aktive und Fördermitglie-
der des Kumpelvereins waren mit Ständen und 
Infomaterialien vor Ort und traten so in den 
Austausch mit den Bürgerinnen und Bürgern, 
den Kolleginnen und Kollegen sowie den Ver-
treterinnen und Vertretern der Politik. Ein schö-
nes Signal aus Paderborn: Hier war das Red-

lebendig werden. Bei der dritten Etappe wur-
de der Widerstand im Nationalsozialismus der 
Aachener Arbeiterinnen und Arbeiter aufge-
griffen, die im Jahr 1933 den Nationalsozialis-

ten – trotz des Kli-
mas der Angst und 
der Unterdrückung 
– den Zugang zu 
ihrem Stadtviertel 
verwehrten. Der 
DGB-Geschäftsfüh-
rer für die Region 
Süd-West, Ralf Wo-
elk, versteht dies 
als historische Leh-
re für das Hier und 
Jetzt: „Die Gewerk-

schaftsbewegung hat in ihrer Geschichte bitte-
re Erfahrungen mit dem Faschismus gemacht. 
Die Lehren aus Zerschlagung und Verfolgung 
sind für uns historischer Auftrag, auch heu-

nerpult in eine Fahne der Gelben Hand gehüllt. 
Gänzlich unschöne Signale hingegen kamen 
aus Weimar (s. Seite 1), wo Rechtsextreme die 

Kundgebung stürm-
ten, randalierten, 
rechtsradikale Parolen 
skandierten und Leute 
angriffen. Allein dieser 
Vorfall zeigt, dass es 
weiterhin ein starkes 
Engagement aller de-
mokratischen Kräfte 
benötigt, um der orga-
nisierten Rechten, aber 

auch dem alltäglichen Rassismus entschieden 
entgegenzutreten – für eine weltoffene, von Ak-
zeptanz geprägte Gesellschaft. 

te engagiert im Kampf gegen Rassismus und 
Nationalismus ganz vorne mit dabei zu sein.“ 
Auch das Jahr 1972 wurde als Meilenstein der 
Gewerkschaftsbewegung gefeiert: Die dama-
lige Novelle des Betriebsverfassungsgesetzes 
ermöglichte es erstmals, das betriebliche Mit-
bestimmungsrecht auf die zugewanderten Kol-
leginnen und Kollegen auszuweiten. Die dis-
kriminierende Trennung im Betrieb zwischen 
ausländischen und inländischen Arbeiterin-
nen und Arbeitern hatte in Sachen Mitbestim-
mung ein Ende. Durch eine Show-Präsentation 
konnten die Besucherinnen und Besucher der 
Mai-Kundgebung diese Errungenschaft noch 
einmal miterleben. An der Veranstaltung auf 
dem Aachener Markt nahmen rund 3.500 Ge-
werkschafterinnen und Gewerkschafter teil. Es 
war die landeszentrale Kundgebung des DGB 
NRW. Dort sprachen der Vorsitzende, Andreas 
Meyer-Lauber, und die Ministerpräsidentin von 
Nordrhein-Westfalen, Hannelore Kraft. 
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Nach dem erneuten tragischen Tod von rund 
1.000 Flüchtlingen im Mittelmeer kamen in 
Brüssel die obersten Regierungschefs der eu-
ropäischen Länder zu einem Krisengipfel zu-
sammen. Der DGB forderte in Anbetracht der 
Katastrophe ein Umdenken in der europäi-

schen Migrations- und Flüchtlingspolitik. Der 
DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann bezog klar 
Stellung und nahm die Verantwortlichen in die 
Pflicht: „Die EU ist humanitär verpflichtet, das 
Leben der Menschen zu retten, die beim Ver-
such, nach Europa zu kommen, im Mittelmeer 
in Lebensgefahr geraten. Wir brauchen ein 
funktionierendes Seenotrettungssystem, das 
gemeinschaftlich finanziert wird und Möglich-
keiten für die Flüchtlinge, gefahrenfrei in die 
EU einzureisen. Flüchtlinge haben ein Recht 
auf Perspektiven für gleiche gesellschaftliche 
und ökonomische Teilhabechancen, unab-
hängig von Status und Herkunft.“ Grundlage 
der EU-Migrationspolitik sind die bestehen-
den Dublin-Konventionen, die im Grundsatz 
besagen, dass der Flüchtling dort Asyl suchen 
muss, wo er das erste Mal europäischen Bo-
den betritt. Eine Regelung, die zu Lasten der 
Grenzstaaten im Süden Europas geht. Auch in 
diesem Punkt sieht der DGB Handlungsbedarf. 
Unterstützung bekommen die Gewerkschaften 
bei dieser Forderung auch von anerkannten 
Asylrechtsexperten. Unser Fördermitglied Dr. 
Ralph Göbel-Zimmermann ist Vorsitzender 
Verwaltungsrichter am Gericht Wiesbaden. Sei-
ner Ansicht nach sei das bestehende Dublin-
System offensichtlich gescheitert: „Die Verant-
wortungsverteilung funktioniert nicht. Dublin 
ist auf Abwehr ausgerichtet und wälzt so die 
Verantwortung auf die Erstaufnahmeländer ab. 

„Man kann die Gegenwart nicht verstehen, wenn 
man die Geschichte nicht kennt.“ Mit diesen wah-
ren und gewichtigen Worten leitete Andreas Mey-
er-Lauber, Vorsitzender des DGB NRW, die Konfe-
renz ein und erinnerte damit im Jahr 2015 an die 
Befreiung Aachens und ganz Deutschlands vom 

Was dann passiert, ist, dass die Flüchtlinge in 
andere Staaten weiterziehen und so die Prob-
lematik der Rückführung besteht, die ebenfalls 
nicht funktioniert. Im Endeffekt kommt es zu 
einem Hin- und Hergeschiebe, und was auf der 
Strecke bleibt, ist der Schutz der Flüchtlinge – 

das kann nicht sein!“ Was Europa jetzt brauche, 
seien Visionen, über die man tabufrei sprechen 
müsse: „Wir benötigen innerhalb der EU eine 
faire, solidarische Verteilung der Flüchtlinge 
mit einem Quotensystem nach vernünftigen 
Kriterien. Dafür müssen in allen Ländern die 
gleichen Asylbedingungen gelten. Die Staa-
ten, die das momentan nicht leisten können, 
müssen unterstützt werden. Wir sind eine So-
lidargemeinschaft.“ Kurzfristig, so der Experte, 
müssten die gemeinsame Seenotrettung ver-
stärkt und legale Zuwanderungswege ermög-
licht werden. (Das ganze Interview mit Dr. Ral-
ph Göbel-Zimmermann findet ihr auf unserer 
Homepage: www.gelbehand.de). Die Nicht-Re-
gierungsorganisation „Pro Asyl“ setzt sich seit 
Jahrzehnten für eine humane Asylpolitik ein. 
In ihrer Ausstellung „Asyl ist Menschenrecht“ 
schildert „Pro Asyl“ die Lage in Kriegs- und Kri-
sengebieten sowie in den Nachbarregionen. 
Sie informiert über Fluchtursachen und Flucht-
wege und berichtet über die Situation an den 
EU-Außengrenzen sowie im Inneren Europas 
und Deutschlands. Unterstützt wird das Pro-
jekt unter anderem vom DGB und der IG Metall, 
bei der die Wanderausstellung gerade in ganz 
Deutschland unterwegs ist.
Mehr Infos zur Ausstellung sowie zur dazu-
gehörigen Broschüre findet ihr unter: http://
www.proasyl.de/de/home/ausstellung-asyl-
ist-menschenrecht/

Nationalsozialismus vor 70 Jahren. „Respekt 
statt Ressentiments – Menschenfeindlichen Ideo-
logien entgegentreten“ lautete der Titel des nun 
schon zum vierten Mal organisierten Kongresses 
von DGB NRW und DGB Bildungswerk NRW. An-
dreas Meyer-Lauber konnte am 25. April in den 

„Flüchtlinge haben ein Recht auf  
Perspektiven“
DGB fordert humanere Flüchtlingspolitik in Europa 

Konferenzräumlichkeiten des Stadions von 
Alemannia Aachen rund 200 interessierte Kol-
leginnen und Kollegen begrüßen. Ausgehend 
vom historischen Kontext ging der Vorsitzende 
auf aktuelle Tendenzen ein – die Denkfiguren 
Pegidas seien schrill und krankhaft, die AfD 
propagiere lediglich Abschottung. Dabei gelte 
es vielmehr Solidarität mit den Schwächsten, 
den Flüchtlingen, zu zeigen: „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar: Wer in Seenot ge-
rät, muss gerettet werden, und wer flüchtet, 
hat ein Recht darauf, wie ein Mensch behan-
delt zu werden!“ Stolz war Meyer-Lauber auf 
das Engagement der Jugend. Die DGB-Jugend 
NRW hatte am Vorabend der Veranstaltung vor 
dem Aachener Rathaus ein Banner mit Auf-
schrift: „Refugees welcome!“ ausgerollt. Eine 
tolle Aktion, um die Öffentlichkeit für dieses 
Thema zu sensibilisieren, was auf dem gut 
besuchten Rathausplatz auch gelang. Im An-
schluss folgte ein lebhafter Vortrag von Prof. 
Dr. Beate Küpper (Hochschule Niederrhein). 
Sie legte anschaulich dar, wie Vorurteile histo-
risch gewachsen sind, und wie weit sie heute 
noch in der Bevölkerung verbreitet sind. Im 
Kern stehe immer eine Ideologie der Ungleich-
wertigkeit. Dass rechtspopulistische Diskurse 
wieder „sagbar“ seien, sei eine Gefahr, denn 
„die Erosion von sozialen Normen ist das ers-
te Einfallstor für Rassismus“, erklärte die Wis-
senschaftlerin, die u. a. an der Studie „Fragile 
Mitte“ der Friedrich-Ebert-Stiftung mitgewirkt 
hatte (siehe Aktiv Dezember 2014 / Januar 
2015). Nach diesem wissenschaftlichen Input, 
der vor allem gängige Ressentiments in der 
Breite der Gesellschaft beleuchtete, ging es 
in den drei Workshops um die extremen For-
men der Menschenfeindlichkeit. Während im 
ersten Forum die Methoden der Neonazis auf 
der Straße wie im Stadion thematisiert wur-
den, konnten sich die Teilnehmer im zweiten 
Workshop zum Rechtspopulismus von AfD 
und Pegida informieren. Im dritten Seminar 
referierte die renommierte Islamwissenschaft-
lerin Lamya Kaddor zum radikalen Salafismus. 
Man ging der Frage nach, warum junge Men-
schen in den Dschihad ziehen. Faktoren wie 
Orientierungslosigkeit, die Suche nach Ge-
meinschaftsgefühl und Anerkennung, sowie 
Ausgrenzung stellten dabei wiederkehrende 
Muster dar, erklärte die Islam-Expertin Kaddor. 
Insgesamt machte der Kongress einmal mehr 
deutlich, dass es zwar Gegner der Demokratie 
gibt, aber eben auch eine starke, solidarische, 
weltoffene Gewerkschaftsbewegung. 

Respekt statt Ressentiments
DGB-Kongress gegen Rassismus im Aachener Tivoli 

Foto: Martin Lässig

Quelle: Noborder Network / www.flickr.com
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Aus der dreitägigen Tagung der IG Metall zum The-
ma „Rechte Politik in Europa“ im August des Jah-
res 2014 ist nun eine umfangreiche, informative 
Tagungsdokumentation entstanden. Anlass der 
Tagung waren die besorgniserregenden Ergebnisse 
der Europa-Wahl, die in zahlreichen Ländern Mittel- 
und Nordeuropas, wie u.a. Frankreich, einen poli-
tischen Rechtsruck zu Tage förderten. Dem Funkti-
onsbereich Gewerkschaftliche Bildungsarbeit der 

IG Metall war es daher ein Anliegen, sich genauer mit den ins EU-Parlament 
eingezogenen Parteien zu beschäftigen. Die Broschüre zeichnet ein hete-
rogenes Bild der europäischen Rechten: die Palette reicht von konservativ 
motivierten, über europaskeptische bis hin zu rechtpopulistischen und 
rechtsextremen Parteien. Wissenschaftler und Experten aus dem In- und 
Ausland analysieren in der Broschüre die Ursachen und Bedingungen der 
politischen Entwicklung in Länderbeiträgen zu Deutschland, Polen, Ös-
terreich und Griechenland. Im Lichte des Aufkommens der AfD und der 
Pegida-Bewegung leistet der jetzt erschienene Tagungsband einen Beitrag 
zur Vertiefung der inhaltlichen Diskussion für die gewerkschaftliche Bil-
dungsarbeit, aber auch für die breite Auseinandersetzung in Betrieb und 
Gesellschaft. Auf diese Weise könnten die Gewerkschaften eine aktive Ge-
genmacht zur europäischen Rechten darstellen, erklärt Ulrike Obermayr, 
Leiterin der Gewerkschaftlichen Bildungsarbeit beim IG Metall Vorstand. 
Den Tagungsband findet ihr im Netz unter: 
http://www.gelbehand.de/fileadmin/user_upload/download/good_prac-
tise/2014-08_Rechte_Politik_in_Europa_web_Einzelseiten.pdf

Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnte der Verein „Mach meinen Kumpel nicht an!“ 
neue Fördermitglieder gewinnen. An dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkom-
men und bedanken uns sehr für ihre Unterstützung.
Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure finan-
zielle und ideelle Unterstützung!
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch durch 
eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen des Stickers, 
durch aktives Eintreten für Gleichberechtigung, gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 
Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuerlich 
abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquittung 
ausgestellt. Wir sind für jeden Beitrag dankbar! 

Vielen Dank
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Gegen Rechts und pro  
Flüchtlinge
22. IG Metall Jugendkonferenz in Willingen

Broschüre des Monats 
Rechte Politik in Europa

Zur 22. Jugendkonferenz der IG Metall kamen Mitte April 256 junge De-
legierte aus den Betrieben und Hochschulen in Willingen zusammen. 
Unter dem Motto "Unsere Vision – Unsere Zukunft" entwickelten sie 
ihre Ziele für die nächsten vier Jahre. Der Fokus der Konferenz lag auf 
bildungspolitischen Inhalten. So wurde u.a. beschlossen, dass die Kam-
pagne „Revolution Bildung“ weitergeführt werden soll, eine Initiative 
für ein gesetzliches Recht auf Aus- und Weiterbildung mit genügend 
Zeit und Geld für alle, auch für Studierende. Ein weiteres Ziel der IG Me-
tall Jugend: die tariflichen Ausbildungsvergütungen sollen langfristig 
überproportional steigen. Die Delegierten der Jugendkonferenz spra-
chen sich aber auch klar gegen Faschismus, Rassismus, Homophobie 
und Rechtspopulismus aus. Sie beschlossen, dass die IG Metall Jugend 

gemeinsam mit Bündnispartnern eine Initiative gegen den aktuellen 
Rechtsruck in Europa starten werde. Und sie machten deutlich, dass sie 
Organisationen wie Pegida oder die Alternative für Deutschland (AfD) 
als gegnerische Organisationen betrachten. Zugleich stellte sich die IG 
Metall Jugend klar hinter Geflüchtete und forderte für sie mehr Teilhabe 
und ein Recht auf Arbeit. „Unser Einsatz und Kampf für Sicherheit und 
Perspektiven kennt keine Grenzen. Deshalb sind wir gegen jede Form 
von Rassismus und Diskriminierung und für eine menschenwürdige Be-
handlung von Geflüchteten“, unterstreicht der Bundesjugendsekretär 
der IG Metall, Michael Schmitzer.

Vorstand
Gewerkschaftliche

Bildungsarbeit

Rechte Politik in Europa
Tagungsdokumentation
06. bis 08.08.2014 in Essen

Informationen zu den aktuellen Zahlen, Daten und Fakten zum  
Thema Flucht und Asyl, sowie zu den rechtlichen Bedingungen,  
insbesondere beim Zugang zum Arbeitsmarkt, liefert die
DGB-Handreichung “Flucht. Asyl. Menschenwürde.”
Zu bestellen oder downloaden unter: https://www.dgb-bestell- 
service.de/besys_dgb/auswahl.php?volltext=flucht
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